
NACHRICHTEN

DEUTSCHLAND

Höchststand bei politisch
motivierter Kriminalität
Die Fallzahlen politisch moti-
vierter Kriminalität in Deutsch-
land sind 2021 um 23,2 Prozent
auf einen neuen Höchststand
von 55 048 gestiegen. „Wir se-
hen sehr deutlich, dass wir
unsere Demokratie mit aller
Kraft schützen müssen“, sagte
Innenministerin Nancy Faeser
(SPD). Die größte Bedrohung
bestehe weiter durch Taten von
Rechtsextremisten, doch müss-
ten auch andere Bereiche im
Blick behalten werden. (AFP)

MECKLENBURG

Wahlalter wird
auf 16 Jahre gesenkt
Die Landesregierung in Meck-
lenburg-Vorpommern hat die
Absenkung des Alters für die
Teilnahme an Landtagswahlen
von 18 auf 16 Jahre beschlos-
sen. Damit habe die Regierung
ein vor der Wahl im Septem-
ber 2021 gegebenes Verspre-
chen eingelöst, sagte Minister-
präsidentin Manuela Schwesig
(SPD). (dpa)

ÖSTERREICH

Kanzler Nehammer
baut Kabinett um
In Österreich kommt es im Re-
gierungsteam zum Umbau.
Kanzler Nehammer stellte den
ÖVP-Bauernfunktionär Nor-
bert Totschnig als neuen Land-
wirtschaftsminister vor. Am
Vortag hatte Elisabeth Köstin-
ger ihren Rücktritt bekanntge-
geben. Auch Wirtschaftsminis-
terin Margarete Schramböck
war abgetreten, ihre Aufgaben
übernimmt Arbeitsminister
Martin Kocher. (dpa)

GEBERKONFERENZ

Regierung sagt eine
Milliarde für Syrien zu
Das Entwicklungsministerium
und das Auswärtige Amt ha-
ben bei einer Syrien-Geber-
konferenz 1,05 Milliarden Euro
Hilfe für die kommenden Jah-
re zugesagt. „Damit sollen die
Lebensperspektiven der Men-
schen in Syrien und den vom
Syrien-Krieg stark betroffenen
Nachbarländern, die Millionen
Geflüchtete aufgenommen ha-
ben, verbessert werden“, hieß
es. (dpa)

ONLINE HEUTE
IHRE MEINUNG

Abstimmung vom 10.05.
Jagt Ihnen Putins Warnung vor einem
neuen Weltkrieg Angst ein?

43,48 % – Ja, niemand weiß, wie weit
der russische Präsident noch geht.
56,52 % – Nein, Putin geht es vorran-
gig darum, den Westen einzuschüch-
tern.

Frage heute: Soll Kretschmann
Innenminister Strobl aus dem
Kabinett entlassen?
www.suedkurier.de/umfrage

LEUTE in der Politik

Monika Hohlmeier, 59, CSU-Europapoli-
tikerin, hat ihren Einsatz für die Ver-
mittlung von Maskengeschäften An-
fang 2020 als alternativlos verteidigt. Es
ging darum, Menschenleben zu retten.
„Das würde ich auch immer wieder
tun“, sagte die Tochter von Ex-CSU-
Chef Franz Josef Strauß bei ihrer Zeu-
genvernehmung im Untersuchungs-
ausschuss des bayerischen Landtags
in München. Es habe überall ein gro-
ßer Mangel an Schutzausrüstung ge-
herrscht. Hohlmeier betonte, sie habe
für die Vermittlung keinerlei Provision
erhalten. Sie habe nur als Vermittlerin
gehandelt, nachdem sie am 28. Februar
2020 von Andrea Tandler, Tochter des
früheren CSU-Generalsekretärs Gerold
Tandler, einen Hinweis für den mögli-
chen Verkauf von einer Million Masken
aus der Schweiz erhalten habe. (dpa)

Gil Ofarim, 39, Musiker
hat sich laut Angaben
des Landgerichts Leip-
zigs bislang nicht zu
den Vorwürfen gegen
ihn nach dem Besuch
eines Leipziger Hotels

geäußert. Das Gericht hatte ihm eine
Frist bis Montag eingeräumt, in der es
zunächst nicht über die Zulassung der
Anklage entschied, wie eine Sprecherin
sagte. „Er kann sich weiterhin zu den
Vorwürfen einlassen. Ab jetzt könn-
te das Gericht aber jederzeit bekannt
geben, ob es die Anklage zulässt.“ Die
Staatsanwaltschaft Leipzig hat Ofa-
rim wegen Verleumdung und falscher
Verdächtigung angeklagt. Der Musi-
ker hatte im Oktober in einem viralen
Video Antisemitismus-Vorwürfe gegen
ein Leipziger Hotel erhoben. (dpa)

François Fillon, 68, ehe-
maliger Premiermi-
nister Frankreichs, ist
von einem Berufungs-
gericht in Paris erneut
für die Scheinbeschäf-
tigung seiner Ehefrau

Penelope verurteilt worden. Er erhielt
vier Jahre Haft, drei davon auf Bewäh-
rung. Laut Haftordnung käme für den
Ex-Premier statt der Inhaftierung auch
eine elektronische Fußfessel in Be-
tracht. Seine Frau wurde zu einer zwei-
jährigen Bewährungsstrafe verurteilt.
Zudem sollen die Eheleute je 375 000
Euro Strafe zahlen. Fillons Anwälte
kündigten den Gang in die höchste
Instanz vor das Kassationsgericht an.
Fillons Frau war jahrelang als parla-
mentarische Mitarbeiterin in der Nati-
onalversammlung angestellt. (AFP)

Yoon Suk Yeol, 61, frü-
herer Generalstaats-
anwalt in Südkorea, ist
neuer Präsident sei-
nes Landes. Bei einer
feierlichen Zeremonie
vor dem Parlament in

Seoul legte er am Dienstag vor Tau-
senden Menschen seinen Amtseid ab.
Yoon hatte die Wahl im März als Kan-
didat der konservativen Opposition
mit hauchdünnem Vorsprung vor dem
Bewerber der Regierungspartei gewon-
nen. Yoon tritt die Nachfolge des links-
liberalen Präsidenten Moon Jae In an,
der an der Vereidigungszeremonie teil-
nahm. Yoons Amtszeit beträgt fünf Jah-
re. Er will einen „kühnen Plan“ für den
Wiederaufbau der nordkoreanischen
Wirtschaft vorlegen, sollte das Nach-
barland atomar abrüsten. (dpa)

Vermittlung verteidigt Er schweigt zu Vorwürfen Erneut Niederlage vor Gericht Als Präsident vereidigt

Berlin – Es gehört nicht viel Schelm-
Sein dazu, um sich in dieser Flug-Affä-
re Böses zu denken. Vor den Osterfeier-
tagen nimmt Verteidigungsministerin
Christine Lambrecht (SPD) einen Hub-
schrauber der Bundeswehr, um die im
nordfriesischen Örtchen Ladelund ab-
gestellten Soldaten zu besuchen. Nach
der Inspektion der Kaserne geht es nicht
zurück zum Hauptquartier nach Berlin,
sondern in den Kurzurlaub nach Sylt.

Das ist praktisch, denn Sylt liegt nur
etwa 50 Kilometer Luftlinie entfernt in
der Nordsee. Den letzten kurzen Teil
der Reise hat die SPD-Politikerin nach
allem, was bisher bekannt ist, mit dem
Auto beziehungsweise Autozug zurück-
gelegt. Neben der Ministerin hatte im
Hubschrauber auch noch ihr Sohn Platz
genommen, der seine Mutter begleitete.
Nur weil er auf seinem Instagram-Profil
ein Foto von Bord postete, kam die gan-
ze Geschichte heraus.

In Berlin ließ der Spott nicht lange
auf sich warten. „Da gewinnt die Be-
zeichnung von den Helikopter-Eltern
eine ganze neue Bedeutung“, ätzte der
Parlamentarische Geschäftsführer der
Unionsfraktion Thorsten Frei. Er be-
klagte fehlendes Fingerspitzengefühl
der Ministerin. „Das ist maximale Un-
geschicklichkeit.“

Auch die Linke ließ sich die Gele-
genheit nicht nehmen, die Steilvorla-
ge zu nutzen. „Worin besteht denn bit-
te das Bundesinteresse, den Sohn im
Heli in den Sylturlaub mitfliegen zu
lassen?“, fragte der Parlamentarische
Geschäftsführer Jan Korte. Und setz-
te im Gespräch mit unserer Redaktion
nach: „Aber selbst, wenn mir das ir-
gendjemand erklären könnte, besteht
das Problem doch ganz konkret in der
sprichwörtlichen Abgehobenheit der
Verteidigungsministerin, die gar nicht
auf die Idee zu kommen scheint, dass so
eine Aktion bei normalen Leuten bes-
tenfalls Kopfschütteln erzeugt.“

Die Vorschrift zur Nutzung der Flug-
bereitschaft sieht zwar vor, dass „die
verursachten Kosten in einem ange-
messenen Verhältnis zur Bedeutung
und Dringlichkeit des Amtsgeschäftes“
stehen müssen. Ob der Besuch in Fries-
land dringlich und bedeutend war, ist
Auslegungssache. Die Gesamtkosten
für eine Flugstunde mit einem Trans-
porthubschrauber gehen in die Tausen-
de. Dass Lambrecht ausgerechnet eine
Kaserne nahe ihrem Urlaubsort inspi-
ziert, hält die Opposition jedenfalls für
keinen Zufall.

Die Mitreise ihres 21-jährigen Soh-
nes ist erlaubt. Lambrecht erhält dafür
eine Rechnung der Flugbereitschaft.
Ihr Sohn hat sie schon mehrfach auf
Dienstreisen mit dem Flugzeug beglei-
tet. Linken-Politiker Korte sieht wegen
des Eklats dringenden Reformbedarf
bei den Regeln für Flugbereitschaft.

Rücktrittsforderungen erreichten

Lambrecht nicht. Das könnte daran
liegen, dass die freizügige Nutzung des
Privilegs der staatlichen Flugbereit-
schaft schon einige Politiker in Miss-
kredit gebracht hat. Ex-Verteidigungs-
minister Rudolf Scharping (SPD) warf
man undurchsichtige Gründe für Flüge
mit der Luftwaffe zu seinem Feriendo-
mizil nach Mallorca vor. Ex-FDP-Ent-
wicklungshilfeminister Dirk Niebel ließ
aus Afghanistan einen „fliegenden Tep-
pich“, den er als Souvenir in Kabul ge-
kauft hatte, im Jet des Bundesnachrich-
tendienstes nach Hause bringen.

Die ehemaligen Minister der Grü-
nen, Renate Künast und Jürgen Trittin,

waren ins Gerede gekommen, weil sie
für eine Dienstreise nach Brasilien eine
kleine Maschine der Bundeswehr or-
derten, um in Südamerika beweglicher
zu sein. Den Flug von Deutschland hat-
ten sie in einer Linienmaschine ange-
treten. Der langjährige SPD-Vorsitzen-
de Sigmar Gabriel brachte es fertig, sich
aus dem Urlaub auf Mallorca für eine
eintägige Kabinettssitzung mit dem Re-
gierungsflieger nach Berlin bringen zu
lassen. Parteifreund Hans Eichel pen-
delte häufig mit der Flugbereitschaft
zwischen Berlin und Frankfurt in seiner
hessischen Heimat. Doch die Flug-Af-
fären beendete keine dieser Karrieren.

Jetzt hat auch Christine
Lambrecht eine Flugaffäre
➤ Ministerin flog mit Sohn im

Regierungshubschrauber
➤ Opposition hält mit Kritik

nicht hinterm Berg

Bundesverteidigungsministerin Christine Lambrecht steigt aus einem Hubschrauber. Ihr
Sohn hat sie bei Reisen schon mehrfach begleitet. Jetzt wird sie dafür kritisiert. BILD: DPA

Der Fall
Am 13. April flogen Verteidigungsminis-
terin Christine Lambrecht (SPD) und ihr
21-Jähriger Sohn in einem Bundeswehr-
hubschrauber vom Dienstsitz in Berlin
aus nach Norddeutschland, um bei
Stadum dem Bataillon Elektronische
Kampfführung 911 einen Truppenbe-
such abzustatten. Am nächsten Tag
und nach einer Hotelübernachtung ging
es mit Auto und Personenschützern
des Bundeskriminalamtes auf die nahe
Insel Sylt. Die Ministerin habe die Kos-
ten gemäß der Richtlinie zu 100 Pro-
zent übernommen“, hieß es. (dpa)

In einem solchen Hubschrauber der Bundes-
wehr war Lambrecht unterwegs. BILD: IMAGO

Das lesen Sie zusätzlich online

CDU-Politiker Thorsten Frei zum
Ukraine-Krieg: „Ich bin dafür,
dass wir auch Kampfpanzer lie-
fern“: www.sk.de/11131305

London – Als Premierminister Bo-
ris Johnson und der Labour-Chef Keir
Starmer sowie weitere Abgeordnete am
gestrigen Dienstag das britische Ober-
haus betreten, unterhalten sie sich laut
und lebhaft – und das, obwohl dort die
traditionelle Zeremonie zur Eröffnung
des Parlamentes durch die Queen an-
steht. Normalerweise bringt Elizabeth
II. von ihrem Thron aus die Männer und
Frauen dann mit einem kurzen, stren-
gen Blick zum Schweigen. Normaler-
weise. Denn die 96-Jährige konnte ihrer
Pflicht gestern nicht nachkommen, aus
gesundheitlichen Gründen. Sie wurde
deshalb von ihrem Sohn Prinz Charles
vertreten, der zum ersten Mal in ihrem
Namen das Programm der britischen
Regierung vorstellte. Als er die Rede
der Queen verliest, wirkt er emotional.
Medien beschreiben dies als „histori-
schen Moment“, der einen Einblick in
die Zukunft der britischen Monarchie
gewährt – unter König Charles.

Pläne der Regierung Johnson
Doch nicht nur die Zukunft der briti-
schen Krone stand gestern im Fokus.
Denn Prinz Charles präsentierte die
Pläne der Regierung unter Boris John-
son. Diese beinhalten 38 Gesetzesvor-
schläge, mit deren Hilfe die Lebens-
haltungskosten für Familien gesenkt
und die Wirtschaft in Großbritannien
gestärkt werden soll. Themen, die der
Premier Beobachtern zufolge bewusst
ausgewählt habe, um den Fokus weg
von Lockdown-Partys im Regierungs-
sitz, hin zu drängenderen Problemen zu
lenken. Außerdem wurden die Vorteile,
die der Brexit für Großbritannien in den
kommenden Monaten bringen soll, the-
matisiert. Laut der Erklärung solle von
der EU übernommenes Recht in Zu-
kunft „leichter änderbar“ sein. Dadurch
ergäben sich unter anderem Vorteile im
Bereich Datenschutz, für den Freihan-
del sowie für kleinere Unternehmen
und die Finanzdienstleistungsbranche.
Experten beschrieben das Programm
gestern jedoch als „enttäuschend“,
ziemlich kurz und wenig konkret.

In der Rede unerwähnt blieb zudem
ein Problem als Folge des Austritts aus
der EU, dessen Lösung aus der Pers-
pektive Nordirlands aktuell besonders
drängt: das Nordirland-Protokoll. Denn
die protestantisch-unionistische „De-
mocratic Unionist Party“ (DUP) kün-
digte an, eine Regierungsbildung mit
der nationalistischen Sinn-Fein-Par-
tei in der Region Nordirland so lange
zu verweigern, bis London eine Lösung
für den Brexit-Deal findet.

Prinz Charles hält
Rede der Queen

Prinz Charles hält im britischen Oberhaus
eine emotionale Rede. BILD: DPA
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Hervorheben
In Berlin ließ derSpott nichtlange

aufsichwarten. „Dagewinntdie Be-

zeichnung vonden Helikopter-Eltern

eine ganzeneueBedeutung“, ätzteder

ParlamentarischeGeschäftsführerder

Unionsfraktion ThorstenFrei. Er be-

klagte fehlendesFingerspitzengefühl

derMinisterin. „Das istmaximaleUn-

geschicklichkeit.“




